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01 Koalition plant Gesetz gegen Altersarmut 

Anfang 2012 will die Bundesarbeitsministerin Ursula von der Leyen einen 

Gesetzesentwurf zur Verringerung der Altersarmut vorlegen. Ihrem Ziel, die Zahl 

bedürftiger Rentner zu minimieren, will sie mit „Anpassungen im System der 

Altersvorsorge“ näher kommen.  

Anstelle einer geplanten Regierungskommission soll ein Forum von 

Sozialverbänden, Gewerkschaften, Arbeitgebern und Wissenschaftlern zusammen 

mit dem Ministerium nach der Sommerpause den „Regierungsdialog“ halten. Hier 

werden Vorstellungen zur Debatte gestellt, die den so genannten Risikofaktoren wie 

Fehlzeiten, Arbeitslosigkeit, aber auch Niedriglöhne, entgegengestellt werden 

können und somit Prophylaxemaßnahmen gegen drohende Altersarmut darstellen. 

Sowohl die Opposition als auch Sozialverbände wünschen sich als wirksame 

Maßnahme zur Verhütung von Altersarmut die Wiedereinführung der Rente nach 

Mindesteinkommen. Zweck dieser Rente soll ein finanzieller Überschuss gegenüber 

der staatlichen Grundsicherung sein, damit die jahrzehntelange Berufstätigkeit sich 

wieder lohne. 

Damit macht Ministerin von der Leyen Druck beim Thema Altersarmut und zieht mit 

den Forderungen des deutschen Gewerkschaftsbundes gleich, der den Ausbau des 

Niedriglohnsektors und der prekären Beschäftigung als die größte Entwertung der 
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Renten erachtet. Daher wird ein Sofortprogramm postuliert, das u. a. den Ausbau der 

Gesundheitsvorsorge sowie flexiblere Übergänge in den Ruhestand verfolgt. 

(Quelle: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 13. Mai 2011) 

Seitenanfang 

 

02 Neues Steuerprivileg für Fondsanteile 

Ein Erlass der Oberfinanzdirektion Frankfurt (AZ S 3811 A – 32 – St 119) weist den 

Steuerzahler darauf hin, dass nunmehr auch Steuervorteile aus 

geschenkten/geerbten geschlossenen Fondsanteilen erwachsen, selbst wenn die 

Anteile über einen Treuhänder gehalten werden. Die bisherige Praxis setzte 

derartige Anteile mit dem aktuellen Verkehrswert an, aber jetzt können bis zu 2,7 

Millionen Euro vererbt/verschenkt werden, weil die neue Regelung für gewerbliche 

Fonds nur noch fünfzehn Prozent in die Berechnung einfließen lässt. 

Bei Immobilienfonds werden nach dem neuen Steuerprivileg vom Fiskus 50 Prozent 

des Grundbesitzes angesetzt statt vordem 100. Die Vorteile betreffen auch noch 

offene Fälle vor der Erbschaftssteuerreform 2009. (Quelle: Financial Times 

Deutschland vom 17. Mai 2011) 

Seitenanfang 

 

03 Familienpflegezeit – wenig Aufwand, große Hilfe 

Der Staatssekretär im Bundesfamilienministerium, Josef Hecken, kommentiert in der 

FAZ vom 17. Mai 2011 die Pläne der Bundesregierung zur Verbesserung von Pflege 

und Beruf. Der Beschluss des Kabinetts zur Familienpflegezeit liegt vor und wenn 

der Bundestag zustimmt, tritt das Gesetz Anfang kommenden Jahres in Kraft. 

Herr Hecken begrüßt das Modell als eine erfolgreiche Entwicklung, die allen 

Beteiligten, also den Pflegebedürftigen, den Arbeitgebern und pflegenden 

Beschäftigten, gerecht wird, ohne Milliarden zu verschlingen. Hecken betont die 

Wahrscheinlichkeit, dass die gesellschaftliche Tragweite der Pflege von Angehörigen 

wahrscheinlich die gleiche Tragweite haben wird wie die Sorge um die rückläufige 

Geburtenrate. Daher ist für ihn der Weg der Familienpflegezeit den Erfordernissen 

gerecht werdend, denn hier sind zur Lösung eines Konflikts Wirtschaft, Politik und 

Gesellschaft gemeinsam gefordert und im vorliegenden Fall der Familienpflegezeit 

kooperativ tätig geworden. 

Dieser Meinung stellt sich die Hauptgeschäftsführerin von Gesamtmetall, Gabriele 

Sons, jedoch entgegen und behauptet, dass die Möglichkeit der Vereinbarung von 

Pflege und Beruf die Bemühungen der Unternehmen konterkariere. 

Die Allensbacher Studie legt dem gegenüber jedoch dar und belegt, dass die 

Unternehmen sich schon jetzt bemühen, ihren Mitarbeitern die Pflege von 

Angehörigen zu ermöglichen. Außerdem klagen 68 Prozent der Berufstätigen über 

mangelnde Vereinbarkeit von Beruf und Pflege, d. h. die Familienpflegezeit ist als 

Unterstützung von den meisten Menschen gewollt und unabdingbar, denn die 

Verantwortung für Eltern oder krebskranke Lebenspartner wird nicht gerne an 

Institutionen abgegeben. Somit wirkt sie als „Initiator zur Weiterentwicklung“, denn in 

Zukunft wird es für Unternehmer immer wichtiger, Mitarbeiter an sich zu binden, weil 

die demographische Entwicklung es schon jetzt schwierig macht, geeignetes 

Personal zu rekrutieren. Daher sind 41 Prozent der Unternehmen bereit, die 

Familienpflegezeit einzuführen, auch weil die wirtschaftliche Entfaltung gewährleistet 

ist, denn das Konzept schließt ein, dass jedes Unternehmen die 
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Lohnvorausleistungen der pflegenden Beschäftigten über das Bundesamt für Familie 

zinslos refinanzieren kann. Das macht die Firmen aufgeschlossen gegenüber der 

Pflegezeit ihrer Angestellten und da auch die Vorauszahlung im Falle einer 

Privatinsolvenz gewährleistet ist, kommt es nicht zu einer Belastung des 

Arbeitgebers. Die Beschäftigten müssen ihr Risiko einer Berufs- und 

Erwerbsunfähigkeit selbst versichern, wofür geringe Prämien vorgesehen sind. 

Die Unternehmen sind ihrerseits verpflichtet, die Beiträge zur Sozialversicherung 

sowohl in der Pflege- als auch in der Nachpflegephase einheitlich zu entrichten. 

Zusammen mit den Zahlungen in die Pflegeversicherung bewirken sie einen Erhalt 

der Rentenansprüche, das dem Niveau der Vollzeitbeschäftigung annähernd 

entspricht. Damit, so Josef Hecken, trägt die Familienpflegezeit zur Verringerung, 

gerade bei Frauen, der Altersarmut entscheidend bei. Vergleichbar sei diese Phase 

mit der erprobten betrieblichen Altersteilzeit, die von Firmen und Beschäftigten 

gleichermaßen akzeptiert sei. (Quelle: FAZ vom 17. Mai 2011) 

Seitenanfang 

 

04 Antwortschreiben des Staatssekretärs an den Bundesvorsitzenden zur 

Rentenvereinheitlichung 

Folgende Antwort erhielt Dieter Berberich am 18. Mai 2011 vom Staatssekretär 

Andreas Storm, Bundesministerium für Arbeit und Soziales: „Sehr geehrter Herr 

Bundesvorsitzender, lieber Herr Berberich, vielen Dank für Ihr Schreiben vom 12. 

April 2011, in dem Sie um Auskunft über den Sachstand in der Frage der 

Vereinheitlichung des Rentenrechts in Ost und West bitten. 

Mein Antwortschreiben vom 23. September 2010 ist in der Sache nach wie vor 

aktuell. Sobald konkrete Lösungsansätze vorliegen, werden diese auch öffentlich 

diskutiert werden. Dabei ist uns Ihre Unterstützung bei einer sachgerechten Lösung 

in dieser komplizierten Frage sehr wichtig. 

Im Zusammenhang mit der Rentenüberleitung wiederholt diskutierte Einzelfragen 

sind Gegenstand der Großen Anfrage der SPD-Fraktion im Deutschen Bundestag 

„20 Jahre Rentenüberleitung – Perspektiven für die Schaffung eines einheitlichen 

Rentenrechts in Deutschland“, Bundestagsdrucksache 17/5540 vom 13. April 2011. 

Auch die Frage des besonderen Steigerungssatzes für Beschäftigte des 

Gesundheits- und Sozialwesens wird darin erneut aufgegriffen. Eine neue Bewertung 

in der Sache kann ich zu dieser Frage jedoch nicht in Aussicht stellen. Die 

Bundesregierung hat die Beantwortung der Großen Anfrage bis Mitte Oktober 2011 

zugesagt. Mit freundlichen Grüßen, Andreas Storm.“ 

Seitenanfang 

 

05 Wirtschaftsweise fordern bis 2045 Renteneintrittsalter von 68 

Die fünf Wirtschaftsweisen haben wegen der Bevölkerungsentwicklung in den 

kommenden Jahren eine weitere Heraufsetzung des Rentenalters gefordert. Dies 

berichtet die Renten- und Versorgungskommission in einer Presseinformation vom 

18. Mai 2011. Bis zum Jahr 2045 sollte das gesetzliche Renteneintrittsalter auf 68 

Jahre und bis zum Jahr 2060 auf 69 Jahre angehoben werden, heißt es im aktuellen 

Gutachten der Sachverständigen, welches der Bundeskanzlerin am Mittwoch, 18. 

Mai 2011, übergeben wurde.  

Die Experten begründeten die Forderung zum einen damit, dass die allmähliche 

Heraufsetzung des Rentenalters die gesetzliche Rentenversicherung stabilisiere und 
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zum anderen das Arbeitskraftpotential so stärker genutzt werden könne. Die fünf 

Wirtschaftsweisen erachten es als zwingend, bis 2029 das Rentenalter auf 67 Jahre 

zu erhöhen und die Beamtenpensionen ebenfalls anzupassen. Der Vorsitzende des 

Sachverständigenrates, Wolfgang Franz, sagte, dass „insgesamt gesehen 

ökonomische Konsequenzen beherrschbar sind“ und zwar unter der Voraussetzung, 

dass die „Wirtschaftspolitik die richtigen Konsequenzen einleitet“. 

Die Bundeskanzlerin betonte, Deutschland sei „in besonderer Weise vom 

demografischen Wandel betroffen“. Dabei sei das Gutachten eine wichtige Hilfe, 

denn der demografische Wandel ist ein Leitthema der Koalitionsarbeit. Deutschland 

sei auf einem „guten Pfad“ beispielsweise mit Blick auf die Schuldenbremse. Aus 

Sicht der Kanzlerin sollten die Herausforderungen des demografischen Wandels 

„auch als Chance“ gesehen werden. 

Seitenanfang 

 

06 Altersteilzeitregelung 

Während es für Angestellte im öffentlichen Dienst der Kommunen und des Bundes 

sowie für Beamte des Bundes wieder Altersteilzeitregelungen gibt, hält sich der 

Freistaat Sachsen bei seinen Angestellten und Beamten bedeckt. Dabei ließe sich 

das größer werdende Personalproblem durch die zunehmende Überalterung der 

nächsten Jahre mit Altersteilzeit besser lösen, erklärte der Sächsische Beamtenbund 

sbb am 16. Mai 2011. 

„Viele Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst Sachsens wünschen sich mit 

zunehmendem Alter eine Möglichkeit, ihren Arbeitsplatz in Würde zu verlassen. 

Einerseits besitzen sie die Erfahrungen eines langen Arbeitslebens, die sie gern an 

junge Kollegen weitergeben. Andererseits sind sie den psychischen und physischen 

Anforderungen an ihren Beruf oft nicht mehr voll gewachsen. Sie würden in diesem 

Fall auf einen Teil ihres Gehaltes verzichten, aber gleichzeitig die Möglichkeit 

schaffen, junge, hoch motivierte Mitarbeiter neu einzustellen und einzuarbeiten. Jetzt 

öffnet der neue Tarifvertrag der Länder mit der Öffnungsklausel den Bundesländern 

die Möglichkeit, für ihre angestellten Mitarbeiter Tarifverträge zur Altersteilzeit 

abzuschließen.“ 

Der sbb habe deshalb gemeinsam mit den anderen Gewerkschaften des öffentlichen 

Dienstes Sachsen den Finanzminister aufgefordert, in Verhandlungen zu einer 

neuen Regelung des Altersüberganges einzutreten. „Wer heute seine Arbeitnehmer 

in freiwillige Altersteilzeit entlässt, kann für zwei ältere sofort einen jüngeren 

Mitarbeiter einstellen. Das ist relativ kostenneutral und sichert den gleitenden 

Personalwechsel für die nächsten Jahre“, sagte Günter Steinbrecht, 

Landesvorsitzender des sbb – beamtenbund und tarifunion sachsen. Mit Aktionen 

unter dem Motto „Wir machen Dampf“ werden die Lehrerverbände im sbb am 25. 

Mai 2011 mit einem Dampfer vor dem Finanz- und Kultusministerium „aufkreuzen“, 

um ihren Forderungen nach Altersteilzeit und Neueinstellungen Nachdruck zu 

verleihen. 

Seitenanfang 

 

07 10. Deutscher Seniorentag 2012 in Hamburg 

Wie die BAGSO am 19. Mai 2011 mitteilt, findet der Deutsche Seniorentag zum 

ersten Mal in seiner 25jährigen Geschichte vom 3. bis 5. Mai 2012 in Hamburg statt. 

Die meisten der etwa 100 Einzelveranstaltungen werden, ebenso wie die begleitende 
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Messe SenNova, im Congress Center Hamburg ausgerichtet. Ein Jahr vor 

Veranstaltungsbeginn lud der Veranstalter, die Bundesarbeitsgemeinschaft der 

Senioren-Organisationen (BAGSO), gemeinsam mit der Freien und Hansestadt 

Hamburg ins Hamburger Rathaus ein. 130 Vertreterinnen und Vertreter von 

Seniorenverbänden, Vereinen und Organisationen aus Hamburg und Umgebung 

folgten der Einladung, um sich über Planungsstand und Beteiligungsmöglichkeiten 

zu informieren. 

Cornelia Prüfer-Storcks, Senatorin für Gesundheit und Verbraucherschutz der Freien 

und Hansestadt Hamburg, freut sich, dass die Stadt als Gastgeber fungieren darf. 

„Der Deutsche Seniorentag ist eine Veranstaltung mit großer Tradition. Es ist ein 

erfreuliches Signal, dass er im kommenden Jahr in Hamburg stattfindet. 

Generationenfreundlichkeit ist in vielen Bereichen für uns ein wichtiges Thema. Wir 

werden die Veranstaltungen rund um den Deutschen Seniorentag im 

Zusammenspiel mit den unterschiedlichen Trägern nutzen, um die Bedeutung des 

Themas und unsere Seniorenpolitik darzustellen. Hamburg ist eine moderne Stadt 

und wir sind entschlossen, die Herausforderungen des demografischen Wandels 

anzugehen und die sich bietenden Möglichkeiten zu nutzen.“ 

„Vom 10. Deutschen Seniorentag wird die Botschaft ausgehen: Wir nehmen das 

Älterwerden in seiner Vielfältigkeit an, mit seinen Möglichkeiten und Chancen, aber 

auch mit seinen Grenzen. Wir brauchen keine Anti-Aging-Bewegung, wir stehen zu 

unserem Alter und setzen uns für ein gesundes, kompetentes und bewegtes Altern 

ein“, so die Vorsitzende der BAGSO, die Alternswissenschaftlerin und ehemalige 

Bundesfamilienministerin Ursula Lehr. 

Die Großveranstaltung findet alle drei Jahre – ähnlich der Kirchentage – an einem 

anderen Ort statt. Sie bietet nicht nur etwas für diejenigen, die sich haupt- und 

ehrenamtlich in der Seniorenarbeit engagieren, sondern für alle, die das Älterwerden 

nicht verdrängen, sondern sich mit Fragen der gesundheitlichen Vorsorge, des 

Wohnens im Alter oder der Betreuung und Pflege von Angehörigen 

auseinandersetzen. 

Rund 100 Einzelveranstaltungen und ein großer Messebereich mit attraktiven 

Ständen und einem abwechslungsreichen Bühnenprogramm ermöglichen 

Information und Austausch. Viele „Mitmach-Angebote“ geben Gelegenheit, etwas für 

die körperliche und geistige Fitness zu tun. 

Schirmherr ist Bundespräsident Christian Wulff, der die Jubiläumsveranstaltung 

voraussichtlich am Vormittag des 3. Mai 2012 eröffnen wird. 

Unterstützt wird der 10. Deutsche Seniorentag von dem Bundesministerium für 

Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) sowie der Freien und Hansestadt 

Hamburg. Kooperationspartner ist die Körber-Stiftung, die die „Potenziale des Alters“ 

zu ihrem Schwerpunktthema im Jahr 2012 macht. 

Wie uns der BRH NRW mitteilte, hat er der BAGSO angeboten, „mit einem 

Erfahrungsaustausch vom Deutschen Seniorentag in Köln – seinerzeit maßgeblich 

mit gestaltet von BRH Köln und Bonn – den Veranstaltern mit Rat zur Seite zu 

stehen“. 

Seitenanfang 

 

08 Polizeiliche Kriminalstatistik 2010 

Laut Kriminalstatistik für das vergangene Jahr ist zwar die Zahl an Straftaten auf 

unter sechs Millionen zurückgegangen, es habe sich jedoch die Zahl der 
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Eigentumsdelikte besorgniserregend erhöht (6,6 Prozent), in erster Linie in größeren 

Städten. Rentner zählen hierbei zu den häufigsten Opfern. Sie gelten für Einbrecher 

und Diebe als die Gruppe, die sich am wenigsten zur Wehr setzen kann. Einer 

Umfrage entsprechend fühlt sich jeder dritte Bürger nach Einbruch der Dunkelheit 

gefährdet und meidet u. a. zu dieser Tageszeit öffentliche Verkehrsmittel oder 

verlässt das Haus gar nicht mehr.  

Das macht Forderungen nach mehr Polizeipräsenz verlautbar und der Wunsch nach 

dem „guten alten Schupo“ bzw. die Fußstreifen, die früher zur Polizeipräsenz 

gehörten und heute wegen Personalmangels bzw. Personaleinsparungen nicht mehr 

selbstverständlich sind, gehören dazu.  

Seitenanfang 

 

09 Rentenanpassung 2011 

Der Vorsitzende der Kommission Rente und Versorgung, Dr. Klotzsche, schickte uns 

folgende Presseinformation vom 28. April 2011: 

„Nachholfaktor“ kommt erstmals zur Anwendung 

Auch Ost-Renten profitieren von Kurzarbeit (West) 

Im Juli steigen die Renten um 0,99 Prozent. Obwohl die anpassungsrelevanten 

Bruttoentgelte 2010 in Folge des Abbaus der zuvor massiv ausgeweiteten Kurzarbeit 

im Westen um 3,1 Prozent und im Osten um 2,55 Prozent gestiegen sind, fällt die 

Anpassung bescheiden aus. Ursache sind zum einen die beiden 

„Dämpfungsfaktoren“ (Riester- und Nachhaltigkeitsfaktor) sowie der erstmals 

wirksame „Nachholfaktor“. In den neuen Ländern greift zudem die Schutzklausel-Ost. 

Seitenanfang 

 

10 Steuerbefreiung für Elektroautos 

Bei einem Ausstoß von CO2 unter 50 Gramm für jeden Kilometer zahlt der Halter 

eines Elektroautos zehn Jahre lang keine Steuer. Dies gilt ebenso für Fahrer von 

Dienst-Elektroautos, sie sollen ebenfalls von Steuervergünstigungen profitieren.  

Im Straßenverkehr entstehen den Besitzern von Elektroautos auch Vorteile wie 

beispielsweise die Nutzung von Busspuren und Sonderparkplätzen. 

Das alles ist am Mittwoch, 18. Mai 2011, vom Bundeskabinett als 

„Regierungsprogramm Elektromobilität“ verabschiedet worden. Das Programm 

enthält auch die geplante Bereitstellung von einer Milliarde Euro zur weiteren 

Forschung und Entwicklung der umweltfreundlichen Fahrzeuge. (Quelle: FAZ vom 

19. Mai 2011) 

Seitenanfang 

 

11  DBB begrüßt verstärkte Bemühungen um Verbraucherschutz 

Der stellvertretende dbb Bundesvorsitzende Heinz Ossenkamp hat die Entscheidung 

der Verbraucherschutzminister der Länder zur Einführung einer „Hygiene-Ampel“ für 

Restaurants begrüßt, zugleich aber auf den gravierenden Personalmangel im 

Bereich der Lebensmittelkontrolle hingewiesen.  

„Wenn Verbrauchersicherheit nicht nur suggeriert, sondern auch praktiziert und 

kontrolliert werden soll, dann brauchen wir 2.500 zusätzliche Kolleginnen und 
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Kollegen in der Lebensmittelkontrolle“, sagte Ossenkamp am 20. Mai 2011. Mit dem 

vorhandenen Personal sei die erforderliche Kontrolle nicht zu gewährleisten.  

Die Verbraucherschutzminister der Länder hatten sich am 19. Mai auf einer 

Sondersitzung in Bremen auf die Einführung eines Kontrollbarometers für 

Restaurants verständigt, das die Ergebnisse der drei letzten amtlichen 

Überprüfungen zusammenfassen soll. Schmutzige Küchen, abgelaufene 

Lebensmittel und nachlässiges Personal blieben so nicht länger im Verborgenen. 

Durch diesen Beschluss sähen sich auch die Komba-Gewerkschaft, deren 

Bundesvorsitzender Ossenkamp gleichfalls ist, und der Bundesverband der 

Lebensmittelkontrolleure in einer ihrer langjährigen Forderungen nach 

Verbesserungen des Verbraucherschutzes bestätigt. „Die Einführung der „Hygiene-

Ampel“ ist dazu ein erster Schritt“, sagte Ossenkamp. Wollte man aber die gesamte 

Branche kontinuierlich kontrollieren, sei eine Personalaufstockung zwingend 

notwendig. „Verbrauchersicherheit hat ihren Preis. Darüber darf nicht nur nach 

Kassenlage entschieden werden“, so Ossenkamp.  

Seitenanfang 

 


